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Sachgebiet 7 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jens, Rapp (Göppingen), Bachmaier, 
Curdt, Müller (Schweinfurt), Frau Odendahl, Oostergetelo, Stiegler, 

Frau Weyel, Dr. Wieczorek, Wolfram (Recklinghausen), Stahl (Kempen), 

Dr. Kübler, Huonker und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/2275 — 


Förderung von Existenzgründungen 


A. Problem 

Unterstützung von kleinen und mittleren Unternehmen bei 
der Schaffung zukunftssicherer Arbeitsplätze, der Verwirkli- 
chung neuer technologischer Entwicklungen und der Grün- 
dung tragfähiger selbständiger Existenzen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. Nach Auffassung der Mehrheit im 
Ausschuß wird den Zielen effektiver durch das Eigenkapital- 
hilfeprogramm imd ein Ansparförderprogramm gedient. 


C. Alternativen 

Die Minderheit der Antragsteller beharrt auf der Annahme 
des Antrags. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehiung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/2275 — abzulehnen. 

Bonn, den 27. März 1985 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Uldall 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Uldall 


i. 

Der Antrag wurde in der 112. Sitzung der lO.Wahl- 
periode am 14. Dezember 1984 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft, zur Mit- 
beratung an den Finanzausschuß, an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung, an den Ausschuß für 
Forschung und Technologie und an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat anläßlich der Beratung 
des Antrags am 6. Februar 1985 festgestellt, daß er 
in der Sache während der Haushaltsberatungen für 
das Haushaltsjahr 1985 bereits debattiert worden 
ist und empfiehlt deshalb, den Antrag für erledigt 
zu erklären. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
in seiner Sitzung am 6. Februar 1985 mit der Mehr- 
heit der Koalitionsfraktionen beschlossen, dem 
Ausschuß für Wirtschaft die Ablehnung des An- 
trags zu empfehlen. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 
27. Februar 1985 den Antrag mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die der Fraktion der 
SPD bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN 
abgelehnt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Sitzung am 27. Februar 1985 dem federfüh- 
renden Ausschuß für Wirtschaft einstimmig bei 
Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN vorgeschlagen, die wichtigsten Elemente 
aus dem Antrag und dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP betreffend Eigenkapitalhil- 
feprogramm und Ansparförderprogramm — Druck- 
sache 10/2549 — miteinander zu vereinigen. 

So sei zusätzlich zu den Vorschlägen der Regie- 
rungskoalition auch die Aufforderung zur Gewäh- 
rung arbeitsmarktbezogener Bürgschaften sowie 
eine Forschungs- und Entwicklungskomponente 
der Förderung für Existenzgründungen im For- 
schungs- und Entwicklungsbereich zu prüfen. Dar- 
über hinaus sollten auch die freien Berufe in die 
Förderung einbezogen werden. 

II. 

Durch den Antrag soll die Bundesregierung aufge- 
fordert werden, die Gründung neuer Unternehmen 
auf gesunde Eigenkapitalbasis und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen in neuen Unternehmen durch 
folgende Maßnahmen zu fördern: 

— Begünstigung des durch Eigenleistung ange- 
sparten Eigenkapitals durch eine Existenzgrün- 
dungs-Sparhilfe in Höhe von 20 v. H. der Spar- 
summe (Spardauer: zwei bis zehn Jahre; Min- 
destsparleistung: 10 000 DM; Höchstbetrag der 
begünstigten Sparleistung: 50 000 DM). 


— Für Unternehmensneugründungen im For- 
schungs- und Entwicklungsbereich soll die An- 
sparförderung verdoppelt werden (Höchstbetrag 
der begünstigten Sparleistung: 100 000 DM; 
Spardauer: zwei bis zehn Jahre; Mindestsparlei- 
stung: 20 000 DM; Existenzgründungs-Sparhilfe: 
20 V. H. für Sparleistung). Die Sparhilfe soll zur 
Finanzierung von Investitionen im Zusammen- 
hang mit der erstmaligen Gründung neuer Un- 
ternehmen, bei Betriebsübernahmen oder auch 
beim Erwerb einer Beteiligung durch Personen 
fällig werden, die sich als Teilhaber an einem 
Unternehmen aktiv beteiligen wollen. Die Spar- 
hilfe soll aus dem Bundeshaushalt gezahlt, das 
Verfahren in Anlehnung an das bestehende Exi- 
stenzgründungsprogramm gestaltet werden. Das 
Eigenkapital ist nach dem Antrag bei einem 
Kreditinstitut anzusammeln. 

— Absicherung von Investitionsdarlehen durch Ge- 
währung einer Bürgschaft in Höhe der ange- 
sparten Eigenkapitalsumme für jeden neuge- 
schaffenen Dauerarbeitsplatz, insgesamt höch- 
stens bis zum Fünffachen des angesparten Ei- 
genkapitals. Als Arbeitsplatz, der zur Gewäh- 
rung der Bürgschaft in Höhe der Ansparsumme 
— einschließlich der Prämie — berechtigt, soll 
ein Vollarbeitsplatz gelten, der innerhalb der er- 
sten fünf Jahre seit Gründung geschaffen wird 
und dauernde Beschäftigung sichert. Dazu zählt 
nicht die entsprechende Tätigkeit des Gründers. 
In der Regel sollen die Vertragsinstitute auch 
die zu verbürgenden Investitionsdarlehen ge- 
währen. Nach dem Antrag ist vorgesehen, daß 
Kreditgarantiegemeinschaften die Darlehen ab- 
sichern und der Bund rückwirkend über 90 v. H. 
der Investitionsdarlehen übernimmt. 


III. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in sei- 
ner 35. Sitzung am 27. März 1985 beraten. 

Wesentliche Eckdaten des Antrags entsprechen 
dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
betreffend Eigenkapitalhilfeprogramm und Anspar- 
förderprogramm — Drucksache 10/2549. Er unter- 
scheidet sich jedoch von diesem Antrag vor allem 
durch die Verbindung von Darlehen mit der Schaf- 
fung von bestimmten Arbeitsplätzen, die Ergän- 
zung der Ansparförderung durch Gewährung von 
Rückbürgschaften für Investitionsdarlehen und die 
Verdoppelung der Ansparförderung für technolo- 
gieorientierte Unternehmensgründungen. 

Durch die Verbindung von Darlehen mit der Schaf- 
fung von bestimmten Arbeitsplätzen würde dem 
Existenzgründer ein Kostenrisiko aufgebürdet, das 
er unter Umständen nicht tragen könnte. Dadurch 
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würden im Saldo nicht mehr, sondern weniger Ar- 
beitsplätze entstehen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sehen dar- 
über hinaus keine Notwendigkeit, die Ansparförde- 
rung durch Gewährung von Rückbürgschaften für 
Investitionsdarlehen zu ergänzen, die darüber hin- 
aus noch in Abhängigkeit von der Ausstattung der 
geschaffenen Arbeitsplätze gewährt werden. Mit 
dem ERP-Existenzgründungsprogramm und dem 
Eigenkapitalhilfeprogramm stehen bereits zwei 
spezielle Darlehensprogramme des Bundes für die 
Förderung von Existenzgründungen zur Verfügung. 
Diese Programme haben sich bestens bewährt. Für 
zusätzliche, vom Bund abgesicherte Darlehen be- 
steht kein Bedarf. Auch die Kreditgarantiegemein- 
schaften gewähren Bürgschaften für Existenzgrün- 
dungsdarlehen. Dabei trägt der Bund einen erhebli- 
chen Teil des Ausfallrisikos. 


Die Notwendigkeit, technologieorientierte Unter- 
nehmensgründungen besonders zu fördern, wurde 
einstimmig begrüßt. Den Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP erscheint es jedoch wenig zweckmäßig, 
dies durch eine Verdoppelung der Ansparförderung 
zu erreichen. Es ist nach deren Auffassung unwahr- 
scheinlich, daß im innovativen Bereich eine über- 
durchschnittliche Ansparfähigkeit der Gründer vor- 
ausgesetzt werden kann. Die Hilfe über eine Ver- 
doppelung der Sparprämie scheitert jedoch an den 
finanziellen Auswirkungen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mit den Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tion der SPD deren Antrag abgelehnt, dem Deut- 
schen Bundestag die Annahme des Antrags zu emp- 
fehlen. 


Bonn, den 27. März 1985 


Uldall 

Berichterstatter 
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